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Vorwort 

Diese Gedanken wurden längst vor jenem November gedacht, den nie-
mand vorausgesehen hat; durch seine Wende sind die bestätigt worden, 
nicht durch die Staateneinheit der Wiedervereinigung, sondern durch die 
mächtigen Einungskräfte, die das Neue entbunden hat. 

Diese Betrachtungen gelten der staatsbildenden, staatserhaltenden Kraft, 
welche aus dem "Vorgang des Sichzusammenschließens" kommt; Einung, 
nicht Einheit macht stark. Sie führt die Bürger zusammen im Volk, ihre 
Vertreter in den Abstimmungseinungen der Parlamente; die Demokratie ist 
wesentlich die Staatsform der Einung. 

Doch "Staatseinung", in unserem Verständnis, vollzieht sich noch auf 
vielen weiteren Ebenen, die mit der Bürgereinung zusammenzusehen sind: 
Immer mehr schließen sich Behörden, Verwaltungen und deren Träger 
zusammen. Neben die Bürgereinung tritt die Verwaltungseinung - ein 
Kraftquell typisch für moderne Staatlichkeit. 

Der deutsche Kulturraum war stets ein "Staatsgebiet des Föderalismus". 
Seit Generationen schwächt er den Staat nicht, er stärkt ihn im ganzen, weil 
er ihn glaubwürdig macht, weil er auf "ständigem Staatsvertrag ruht", nicht 
auf dem Einheitsbefehl. Deshalb muß in diesem föderalen Deutschland über 
Staatseinung nachgedacht werden. 

In ihr sehen wir die letzte und wichtigste Kraftquelle einer größeren, 
dauernden Ordnung, neben dem Erfolgsdenken, der Wiederkehr der guten 
Staatsformen und der Staatlichkeit als großer Lösung, die vorher in drei 
Monographien behandelt wurden. Wir sind überzeugt, daß der Befehlsstaat 
sich wandeln, daß sein statischer Institutionenstaat in einen dynamischen 
Einungsstaat übergehen wird. 

Europa entsteht nicht als Einheit, sondern in Einung. Ein Glück wäre es, 
wenn dies eines Tages dem Bild eines funktionierenden deutschen Födera-
lismus entspräche. Deshalb vor allem muß das Denken in Staatseinung bei 
uns vertieft werden. 

Und weil wir diese Einung erlebt haben. Der Fall der Mauer bedeutet 
Zusammenkommen, das Brandenburger Torist ein Ziel, es steht auf einem 
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Weg. Nicht daß alle eins seien ist das November-Vermächtnis, sondern daß 
sie immerfort einig werden, in Recht und Freiheit. 

München, am 9. November 1990 Walter Leisner 

PS: Noch ein persönliches Wort an den kritischen Leser. Die Vorgänger 
dieses Bandes haben Zustimmung erfahren und Ablehnung, und so wird es 
wohl auch diesmal sein. Die Kritik hat mir geholfen zu korrigieren; ich habe 
sie stets ernst genommen. Nur eines habe ich nicht verstanden: daß ich 
solchen Ausführungen jenen Apparat hätte hinzufügen sollen, wie es sonst 
unsere Pflicht und unsere Übung verlangt, wie ich es selbst in vielen 
Monographien und anderen Abhandlungen seit mehr als drei Jahrzehnten 
stets gehalten habe. Zitieren hätte ich können zu Einzelheiten, nicht aber zu 
der Gedankenführung und -verknüpfung, um die es aber wesentlich geht, 
nicht zum Bau also, sondern nur zu einzelnen Steinen. Das wollte ich dem 
Leser ersparen, an den ich mich wende - ihm sind auf jeder Seite die 
literarischen Hintergründe ohnehin klar, er setzt Wissenschaft nicht mit 
Fußnoten gleich. 
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A. Staatswende: 
Vom Institutionenstaat zum Bürgerreich 

Diese Blätter kreisen um eine kopernikanische Wende, die unsere Zeit 
erkennen will und vollenden: um die Mensch-Werdung des Staates der 
Normen und Institutionen. Ihrem großen Gott sind die Menschen erst 
nahegekommen, als er wurde wie sie, aus ihnen. Wenn er sich von ihnen 
wieder entfernt in Säkularisation, so läßt er ihnen von seiner Herrschaft den 
Staat zurück - und auch er muß werden wie sie, menschlich und aus seinen 
Bürgern. In diesen neuen Bahnen bewegen sich die Kräfte von Politik und 
Staatsrecht seit langem - heute ganz und bewußt. Herrschaft soll sich in 
Bürgereinung auflösen, dort ihr neues Wesen finden. Die Ordnung, welche 
sich nie ganz in Macht erschöpfen wollte, soll nun in der großen Gemeinsam-
keit der Menschen ruhen. In Gesprächen und Verträgen, in Akzeptanz und 
Toleranz soll sich der Zustand des Nebeneinander zum Recht des Miteinan-
der und seiner politischen Kraft wandeln. Die Abschaffung der Todesstrafe 
war eine höchstrangige staatliche Grundentscheidung: Nun ist der Mensch 
der Macht endgültig vorgegeben; dauernd muß sie mit ihm ihren Frieden 
machen. Nicht mehr der Bürger nimmt die Macht an, sondern die Macht den 
Bürger - und in sich hinein. 

Im Volksstaat schafft der Bürger die Staatsgewalt nach seinem Bild und 
Gleichnis. Heute mag er sich noch fragen, wie und wo er ihr Grenzen setzen 
kann in seinen Menschenrechten; die Zukunft gehört einem anderen Stre-
ben: der Macht gewordenen Freiheit, der organisierten, allgegenwärtigen 
Libertät. Jeder muß sich darin wiederfinden, im wahren Sinne, mit seiner 
kleinen, unendlichen Menschlichkeit. Soll sie nicht in Anarchie sprengen, so 
muß sie in Einung ordnen. 

Bürger nicht einbinden, sondern verbinden - das ist die Frage. 
Ein Großprogramm der Dynamik, eine Umprägung der staatlich lastenden 

Herrschaftsstrukturen - all dies und noch mehr erzwingt, unabsehbar, der 
neue Blickpunkt. Zu groß ist solche Veränderung vielleicht für Revolutio-
nen, staatsrechtliche Umwälzungen - hier muß umgedacht werden. Und 
dazu ist diese Zeit der pragmatischen Naivität rascher bereit als sie es weiß, 
und gehe es auch um eine tausendjährige Tradition, den Staat der Institutio-
nen. Der lange Marsch hat begonnen: vom .reinen Institutionenstaat" in den 
Einungsstaat. 



16 A. Vom Institutionenstaat zum BÜTgerreich 

I. Der Staat der Institutionen -
traditionelle Grundidee des Staatsrechts 

1. Staatlichkeit - Institution in großer Dimensi9n 

Die Staatswerdung der Macht hat sich in unserem Denken vollzogen in 
der Rechtswerdung des Staates. Die Staatslehre des 20. Jahrhunderts hat sie 
systematisch erkannt und vollendet, im Lauf war sie seit vielen Jahrhunder-
ten: in der Institutionalisierung des Staates. Er wurde zuallererst in den 
Gesetzen gesehen, die seine Mitte bilden, seit es Staatslehre gibt. Doch um 
sie rankten sich stets ungeschriebenes Recht, Staatspraxis, Staatstradition, 
begrenzte gesetzesfreie Räume. Auch all dies ist "Staat", jenseits der einzel-
nen Gesetze, die er zu geben vermag. Immer mehr wird das hinaufgehoben 
in den Bereich des Grundsätzlichen, dort dann ganz, wenn nicht vergesetz-
licht, so vergrundsätzlicht. Vor allem aus den staatsgesetzten Einzelnormen 
zieht die Staatstheorie Prinzipien ab, die sie in diese Höhe hinaufführt, um 
sie als Rechtsgrundsätze zum .höheren Gesetz" werden zu lassen. 

So ist der Staat der Institutionen entstanden, der rechtlichen Grundmo-
delle, deren Biegsamkeit die Dynamik der politischen Passionen aufzuneh-
men vermag. In all dem liegt, trotz aller vergeistigenden Offenheit, eine 
letzte, grundsätzliche Statik des herkömmlichen Institutionendenkens. Die-
se Institutionen der Staatlichkeit "werden", doch sie sind nicht vor allem 
Gefäße des Werdens, sondern des Seins. Stehenbleiben sollen sie zualler-
erst, nicht werden, Kraft aus Mauem, nicht aus Bewegung. 

Das Ideal dieser Staatslehre muß die große, dauernde Ordnung sein, 
gegründet im letzten auf Institutionen großer Dimension. Diesem Institutio-
nellen sind wir auf unserer Suche nach einer Staatslehre der großen, 
dauernden Ordnung immer wieder begegnet. Da waren jene staatsgründen -
den Großereignisse, welche in Triumphen gefeiert werden können; doch 
sodann wird der Vorgang aufgenommen, kanalisiert - institutionalisiert 
eben, damit er weiterwirken könne. Triumphalität, der institutionalisierte 
Triumph, prägt unser Staatsdenken, der zum Staatsgesetz erhobene Staats-
erfolg. Doch dies geschichtliche Werden ist umgelenkt in die Höhe des 
Institutionellen, dort kommt es zur Ruhe und wirkt aus ihr in die Zukunft. 

Staatsrenaissancen bringen feme Vergangenheiten zurück, Entwicklun-
gen, die damals abgelaufen sind - in einer großen Entfaltung der Wiederge-
burt. Und doch ist dort nicht "alles Dynamik". Zurück kommen Elemente, 
die früher schon statische Institutionen waren, es rasch wieder werden 
können; nur darauf ist letztlich die ganze Staatsrenaissance gerichtet: auf 
Kanalisierung geschichtlicher Abläufe, Abstraktion aus ihnen, ins Staats-
recht hinein. In diesem Sinne ist die Staatsrenaissance Super-Institutionali-
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sierung, über alles Werden und seine menschlichen Träger hinweg ein 
transpersonaler Vorgang. Staatselemente werden hier tradiert, Einheiten, 
nicht Einungen. 

Der Monumentalstaat tritt auf in gewaltiger Dimension, in weiter Staats-
programmatik, mit der er seine großen Lösungen in seine größeren Räume 
stellt, sie mit ihnen, Schritt für Schritt, erfüllt. Doch das Entscheidende daran 
ist die Dimension, und auch die Dauer der Lösung - nicht die Form ihres 
Werdens, das hinter sie zurücktritt - verschwindet. Ob sie aus Einung 
erwächst oder aus Gewalt eines einzelnen, bleibt gleich für dieses Wesen 
der Staatlichkeit. Sie ist ganz herkömmlich-institutionell gedacht; Ergebnis-
se entscheiden, Prozesse sind allenfalls Anzeichen für ihre Größe. 

Nimmt man all dies nur zusammen, so zeigt sich die Staatlichkeit als das 
große Ergebnis, betrachtet als der zum Ergebnis gewordene Vorgang. Die 
ganze Problematik dessen, was sich demokratisches Einungsstreben heute 
vornimmt, in seiner Entbindung der Einungsdynamik, wird erst auf diesem 
Hintergrund deutlich: Wieviel Zeit wird vergehen, bis alle Burgen gebro-
chen sind, die nicht in Einung erbaut wurden, bis aus allen engen Schieß-
scharten Menschen blicken, Hand in Hand? 

All diese Untersuchungen sollten aber über eines nicht täuschen: In 
diesen Vorgängen liefen doch Bewegungen ab, Zusammenschlüsse, Integra-
tionen, nur daraus konnten sie in ihren Dimensionen entstehen. Gilt es nicht 
nur, den institutionellen Schleier des .Statischen" wegzuziehen, damit das 
Bild der menschlichen Einung sich zeige, die um den Triumphator, in 
früherer Größe, und um die heutige große Lösung, staatsrechtliche Wirk-
lichkeit geworden ist? 

Wir hatten diese vorangehenden drei Untersuchungen aufgefaßt als 
Potenzierung der drei kantischen Kategorien des Erkennens, in die Dogma-
tik des Staatsrechts hinein; und in der höchsten Steigerung dieser Katego-
rien hatte sich uns dann über dem Staat die große dauernde Ordnung 
gezeigt, das Reich. Eine vierte Dimension kann es auch hier nicht geben; der 
Einzelmensch erkennt und schafft seinen Staat nur in jenen: in dem großen 
Staatsereignis, der Staatskausalität; in der großen Staatszeit, in welcher 
Staatsrenaissance zu ihm die guten Formen der Vergangenheit zurück-
bringt; in der Monumentalstaatlichkeit, in welcher er mit großen Lösungen 
den Raum der Staatlichkeit erfüllt. 

Und doch gibt es etwas wie eine vierte Dimension: in ihr werden die 
Vielen zusammengeordnet. Hier hat der Kommunismus im höheren Sinne 
mit Karl Marx recht: In den drei Kategorien erkennen, analysieren wir 
unseren Staat, in der vierten, in der Einung, verändern wir ihn - gemein-

. sam. 

2 Leisner 


